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Amtsgericht 

AZ: 
In der Strafsache wegen: 

Hauptverhandlung am…
______________, den

Antrag auf Nichtverlesen des Strafbefehls / der Anklageschrift 

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit widerspreche ich 
der Verlesung des Strafbefehls / des Anklagesatzes aus der Anklageschrift der Staatsanwaltschaft vom….
in der heutigen Hauptverhandlung und beantrage hierzu einen Gerichtsbeschluss.

hiermit beantrage ich
1. Den Anklagesatz aus der Anklageschrift vom…/ vom…

in der Hauptverhandlung nicht zu verlesen.


2. Das Verfahren gem. § 260 Abs. 3 StPO durch Urteil einzustellen .

Begründung
Der Anklagesatz entspricht nicht dem Gesetz. 

Hierauf habe ich bereits mit Schreiben vom….



im Zwischenverfahren/ vor dem Hauptverhandlungstermin 

hingewiesen und beantragt, die Anklage nicht zuzulassen, bzw. die Eröffnung des Hauptverfahrens abzulehnen.
Einleitungsklausel
Die Anklageschrift entspricht nicht den nach § 200 StPO an eine ordnungsgemäße

Anklage zu stellenden Anforderungen. Die Anklageschrift hat den Angeklagten
über den gegen ihn erhobenen Vorwurf in Kenntnis zu setzen (Informationsfunktion)

und in persönlicher und sachlicher Hinsicht den Gegenstand, über den das Gericht im Eröffnungsverfahren zu entscheiden hat (Umgrenzungsfunktion), zu bezeichnen (vgl. Meyer-Goßner, StPO, 50. Auflage, § 200 Rdnr. 2 m. w. N.). 
Die Anklageschrift entspricht nicht den Konkretisierungsanforderungen des § 200 Abs. 1 StPO. Das bedeutet, dass der konkrete Anklagesatz die dem Angeklagten zur Last gelegte Tat sowie Ort und Zeit ihrer Begehung mitteilen muss (Meyer-Goßner, StPO § 200 Rd. 7).
Ob dieses Prozesshindernis in der Wirkungslosigkeit der Anklage oder in der Unwirksamkeit des Eröffnungsbeschlusses liegt, kann hier dahinstehen.

Allgemeine Argumentation

Im abstrakten Anklagesatz wird mir vorgeworfen…
Im konkreten Anklagesatz heißt es, …

In der Anklageschrift wirft die Staatsanwaltschaft mir vor …

Die vorgelegte Anklageschrift wird weder ihrer Informations- noch ihrer Umgren-zungsfunktion gerecht. 

Die Anklageschrift hat die Funktion, den Angeklagten in die Lage zu versetzen, sich gegen den erhobenen Anklagevorwurf zu verteidigen.


Hinsichtlich des Anklagevorwurfs zu 1.) wird nicht deutlich, ob die Anklagebehörde von…
ausgeht.

Hinsichtlich des Anklagevorwurfs zu 2.) lässt die Anklageschrift nicht erkennen, wann…

…ist nicht ersichtlich, welche Handlungen dem Angeklagten zur Last gelegt werden.

Weder…
noch der Hinweis auf…
reichen aus, den Tatvorwurf in einer den Anforderungen des § 200 Abs. 1 StPO genügenden Weise zu konkretisieren.

Da auf Seiten der Verteidigung völlige Unklarheit darüber besteht, welches konkrete Verhalten dem Angeklagten vorgeworfen wird, war es bisher auch nicht möglich, Beweisanregungen zur Widerlegung der Tat vorzubringen.

Hier stellt sich die Frage, ob der Angeklagte davon überhaupt Kenntnis erlangt hat und wenn ja, wann.
Aus der vorliegenden Akte ist nicht zu entnehmen…

Wer…

lässt die Anklageschrift ebenfalls nicht erkennen.

Aus der Anklageschrift geht ebenfalls nicht hervor…

Dies jedenfalls lässt sich der Anklageschrift nicht entnehmen.

Darüber hinaus lässt sich den Ermittlungsakten nicht entnehmen,…
Für eine solche Tat liegen aus den Ermittlungsakten keinerlei Anhaltspunkt vor.

Sollten dem Gericht diesbezüglich Akten zur Verfügung stehen, beantrage ich entsprechende Akteneinsicht.

Weiterhin ist zu berücksichtigen,…

Darüber hinaus leidet die Anklageschrift an weiteren Mängeln.

Entscheidend kommt es auf…
an, dazu macht die Anklagebehörde keinerlei Angaben.

1. Fehlende Gesetze 

Gem. § 200 StPO muss die Anklageschrift die Gesetze nennen, gegen die der 
Angeklagte verstoßen haben soll. Ebenso hat die Anklageschrift den Zweck, den Angeklagten darüber zu informieren, gegen welches strafrechtlich relevantes Verhalten er sich zu verteidigen hat. Wenn die Anklageschrift dieser Informations-funktion nicht nachkommt, ist sie fehlerhaft. 

Diesen Anforderungen genügt sie nicht. Die Anklageschrift lässt nicht erkennen, gegen welche Norm…
verstoßen haben soll.

Zwar berührt das Fehlen der gesetzlichen Norm lediglich die Informationspflicht der Anklageschrift und wäre damit grundsätzlich heilbar. Dies erfordert aber einen rechtlichen Hinweis gem. § 265 Abs. 1 StPO, der bisher nicht erteilt worden ist.

2. Kein reiner Anschuldigungscharakter, sondern feststehendes Ergebnis
Gem. § 243 Abs. 3, Satz 1 StPO darf in der Hauptverhandlung nur der Anklagesatz verlesen werden. Diesen Anforderungen wird die vorliegende Anklageschrift nicht 
gerecht.

Die Bezeichnung der Tat muss in der Weise erfolgen, dass der bloße Anschuldigungscharakter der Anklage deutlich wird („zur Last gelegt wird“). Dadurch soll eine Beeinträchtigung der Unvoreingenommenheit insbesondere der Schöffen verhindert werden.

Hier hingegen erweckt die Formulierung des Anklagesatzes den Eindruck, als handele es sich dabei um ein endgültiges Untersuchungsergebnis. Ohne Hinweis auf den bloßen Anschuldigungscharakter werden die dem Angeklagten zur Last gelegten Straftaten in der Wirklichkeitsform geschildert. 
3. vorweggenommene Beweiswürdigung 
Hinzu kommt, dass die angeklagte Tat in nicht vertretbarer Ausführlichkeit dargestellt wird, so dass auch insoweit der Eindruck entsteht, die angeklagte Tat sei als Untersuchungsergebnis schon erwiesen. Wörtlich heißt es im Anklagesatz:
„der Zeuge…berichtete glaubwürdig, dass…
Aus § 243 Abs. 3, Satz 1 StPO, wonach nur der Anklagesatz, nicht aber das wesentliche Ergebnis der Ermittlungen verlesen werden darf, folgt insbesondere, dass der Anklagesatz keine Elemente von Beweiswürdigung enthalten darf. 
Andernfalls würde durch die Verlesung die Unvoreingenommenheit der Schöffen erheblich beeinträchtigt werden. Sie würden ihr Urteil nicht allein auf der Grundlage der Beweisaufnahme fällen.
Enthält der Anklagesatz selbst der Sache nach das wesentliche Ergebnis der Ermittlungen, so liegt hierin ein Mangel, der die Revision begründen  kann 
(vgl. BGH StV 1988, 282).

Hier hingegen hat die Staatsanwaltschaft im Anklagesatz nicht nur ihr gesamtes wesentliches Ermittlungsergebnis zusammengefasst, sondern darüber hinaus eine umfassende Beweiswürdigung vorgenommen.
Die vorstehend aufgezeigten Mängel sind wesentlich. Die Verlesung des Anklagesatzes würde daher gegen §§ 243 Abs. 3, Satz 1; 244 Abs. 1 und 261 StPO verstoßen.

4. Falsches Tatdatum 
Im Strafbefehl / in der Anklageschrift vom…

wird im konkreten Anklagesatz der…

als Tatzeitpunkt genannt. Dies ist bereits offensichtlich falsch. Im Übrigen widerspricht der Tatzeitpunkt dem Datum im abstrakten Anklagesatz.

5. Mangelnde Konkretisierung der Tatzeit
Eine Anklageschrift muss ihre Umgrenzungsfunktion erfüllen, andernfalls ist sie mangelhaft und unwirksam (BGH, Urteil v. 02.03.2011 – 2 StR 524/10)
Eine Lücke in der Umgrenzungsfunktion kann schließlich auch nicht durch einen Rückgriff auf das wesentliche Ergebnis der Ermittlungen geschlossen werden. So ist etwa die genaue Festlegung der Tatzeit unabdingbar, um das dem Gericht zur Aburteilung gestellte Geschehen, Fragen der Verfolgungsverjährung sowie die Reichweite der Rechtskraft unverwechselbar zu bestimmen (StV 2011, 456).

6. Unterschiedliche Anzahl von Taten im abstrakten und konkreten Anklagesatz 
Der Anklagesatz besteht aus einem abstrakten Teil, in dem die Strafgesetze und Paragraphen wiedergegeben werden, gegen die der Angeklagte verstoßen haben soll und einem konkreten Teil, in welchem in prägnanter und knapper Form der angeklagte Lebenssachverhalt geschildert wird.
Aus einer Anklageschrift muss sich zwingend dergeben, auf welchen konkreten Sachverhalt sich die Anklage bezieht und welchen Umfang die Rechtskraft des daraufhin ergehenden Urteils hat. Es darf nicht unklar bleiben, über welchen Sachverhalt das Gericht nach dem Willen der Staatsanwaltschaft urteilen soll. Ist dies nicht der Fall, so ist die Anklageerhebung und die darauf fußende Eröffnung des Hauptverfahrens unwirksam (vgl. BGHSt 10, 137; BGH StraFo 2007, 290; NStZ 1984, 133; NStZ 2010, 508; Meyer-Goßner, StPO, 53. Auflage, § 200, Rd. 26 m.w. Nachweisen)

So liegt es hier. Die Anklageschrift legt dem Angeklagten im abstrakten Anklagesatz …(Anzahl)…Fälle…
begangen in der Zeit vom….zur Last. Im konkreten Anklagesatz werden jedoch….(Anzahl)…Straftaten aufgeführt, die der Angeklagte in eben diesem Zeitraum begangen haben soll.

Damit bleibt unklar, welche Straftaten angeklagt sind. Bei jeder einzelnen Tat der im konkreten Anklagesatz geschilderten….(Anzahl) Taten ist es ungewiss, ob sie zu den angeklagten …(Anzahl)… zählen soll oder nicht. Eine Klarstellung ist weder im Eröffnungsbeschluss, noch später erfolgt; auch ist keine Nachtragsanklage erhoben worden.

Es ist auch nicht angängig, die im abstrakten Anklagesatz angegebene Tatanzahl kurzerhand durch die sich aus dem konkreten Anklagesatz rechnerisch ergebende 

Summe von Taten zu ersetzen. Ein offensichtlicher Schreibfehler kann insoweit nicht angenommen werden, zumal die Diskrepanz ins Auge fällt und weder von der Staats-anwaltschaft, noch vom Gericht eine Korrektur vorgenommen wurde.


Dem steht zudem entgegen, dass die Diskrepanz auch darauf beruhen kann, dass die Staatsanwaltschaft zunächst …(Anzahl)…Taten anklagen wollte, sich letztlich aber nur zur Anklage von…(Anzahl)…entschlossen und es versäumt hat, einen anderslautenden ersten Entwurf dem anzupassen. Das lässt sich insbesondere deshalb nicht ausschließen, weil…

Da auch das wesentliche Ergebnis der Ermittlungen, auf das zur Auslegung zurückgegriffen werden kann (vgl. BGHSt 46, 130 (134)), keine weiteren Aufschluss über den Gegenstand der Anklage gibt, ist das Verfahren wegen Fehlens zwingender Verfahrensvoraussetzungen einzustellen.

7. Fehlende Tatbestandserfüllung
Nach der Anklageschrift sollen…begangen worden sein.

…fehlen jegliche Angaben zu Art und Umfang der Tatbegehung.

Dies kann zur Individualisierung und Konkretisierung des Tatvorwurfs nicht ausreichen. 
Für den Tatbestand des §…
ist es grundsätzlich erforderlich, dass die Anklageschrift erkennen lässt, welches strafrechtlich erhebliches Verhalten dem Angeklagten zur Last gelegt wird und welche innere Einstellung der Angeklagte dazu hatte. Fehlt es an den entsprechenden Angaben, ist die Anklageschrift 
fehlerhaft.

Die Staatsanwaltschaft wertet dieses Verhalten als…

gem. §…StGB.

Tatsächlich sind die Voraussetzungen dieses Vergehenstatbestandes nicht erfüllt. Sofern die Anklageschrift davon ausgeht, es handele sich um…
ist dies unzutreffend. 


Selbst wenn der Angeklagte die Tat begangen hätte, was hier ausdrücklich bestritten wird, und auch für alle anderen Taten gilt, würde das Geschehen lediglich den Tatbestand einer…

darstellen. Es hätte also lediglich diese Norm des §….. StGB angeklagt werden dürfen.

Hinsichtlich der Tatvorwürfe Nr….bis Nr….hat die Staatsanwaltschaft Straftaten nach §…
StGB angeklagt. Im konkreten Anklagesatz finden sich dafür keinerlei Anhaltspunkte.

· Dies gilt insbesondere, da die Ermittler der Polizei diesbezüglich sich nicht einmal ansatzweise bemüht haben, die einzelnen Taten zu individualisieren und zu konkretisieren. 
· Die Staatsanwaltschaft hat die oberflächlichen Ermittlungen ungeprüft übernommen. Daher mangelt es der Anklageschrift an der Darstellung 
konkreter Lebenssachverhalte, welche in ihren unterschiedlichen Handlungsabläufen mit unterschiedlichen Details zur Tatausführung darzustellen gewesen wären.

· Die Anklageschrift ist nahezu inhaltsleer und verzichtet fast gänzlich auf die Mitteilung konkretisierender Umstände. Letztlich könnte sogar fraglich sein, ob der (jetzige) Angeklagte tatsächlich Betäubungsmittel angebaut oder lediglich die Absicht dazu hatte ("um Marihuana anzubauen").

· Der Anklageschrift lässt sich eine Präzisierung der Einzelakte nicht entnehmen. Eine unzureichende Konkretisierung der Taten darf nicht dazu führen, dass nur vage oder unbestimmte Vorwürfe den Angeklagten in seinen Verteidigungsmöglichkeiten unangemessen beschränken (BGHR StPO § 200 Abs. 1, Satz 1).

Tatbestandsmerkmal
Hier geht die Staatsanwaltschaft fehlerhaft/fälschlicherweise von dem Tatbestandsmerkmal der…
gem. §    StGB aus.

Die Anklage, die hier…
annimmt, ist fehlerhaft, da eine unrichtige Subsumtion stattgefunden hat. Dies hat insbesondere Konsequenzen für die Rechtsfolgen. Während es sich bei…
um Verbrechenstatbestände handelt, ist…
lediglich mit…belegt.
Letztlich sind auch Angaben dazu, welche Tatbestandsmerkmale des…erfüllt worden sein sollen und welche im Versuch stecken geblieben sind, gänzlich unterblieben.
Selbst wenn hier ein Versuch angenommen würde, wäre der Angeklagte strafbefreiend vom Versuch der…
zurückgetreten.

Mittäterschaft
ohne das aus der Anklageschrift deutlich wird, ob und wie sich der Angeklagte an dieser Tat beteiligt haben soll. Eine mittäterschaftliche Begehungsweise setzt voraus, dass jeder Mittäter einen Tatbeitrag leisten muss. Darüber hinaus verlangt die Mittäterschaft, dass jeder Mittäter in Bezug auf die Tatbeiträge der Anderen vorsätzlich handeln muss. Es liegt schon kein Anhaltspunkt dafür vor, dass mein Mandant sich überhaupt beteiligt hat, weiterhin fehlt jeder Hinweis darauf, dass mein Mandant wusste, dass der Angeklagte…
Mithin fehlt auch im Ergebnis im Anklagesatz sowie in dem wesentlichen Ergebnis

der Ermittlungen eine ausreichende Darstellung des zwingend hierzu erforderlichen

Gehilfenvorsatzes.
Betrug
Bezüglich des Betrugs gehören zu den gesetzlichen Merkmalen zunächst die Täuschung, der Irrtum, die Vermögensverfügung und der Vermögensschaden.
Urkundenfälschung
Ähnlich verhält es sich bei der Urkundenfälschung in Form des Gebrauchens einer

falschen Urkunde. Hier fehlen sämtliche Ausführungen zum Vorsatz und zu der Täuschungsabsicht im Rechtsverkehr. Auch wird nicht dargestellt, wer getäuscht worden sein soll bzw. getäuscht werden sollte.

Letztlich sind auch Angaben dazu, welche Tatbestandsmerkmale des Betruges und

der Urkundenfälschung erfüllt wurden und welche im Versuch stecken blieben, gänzlich unterblieben.
Es erschießt sich nicht, aus welchem Grunde die Anklageschrift auf Seite…
Absätze….
die besonderen Verhaltensweisen des…
benennt. Jedenfalls fallen die dort getroffenen Feststellungen in keinem Fall dem Tatbestand des §…StGB. Es handelt sich hier ganz offensichtlich um Stimmungsmache gegen den Angeklagten.


Die in den vorgenannten Absätzen getroffenen Feststellungen sind zu streichen, da diese Feststellungen allenfalls in das wesentliche Ergebnis der Ermittlungen gehören.


Das gilt im Übrigen auch für den Tatvorwurf zu….. Im Satz 1 findet sich der zweite 
Halbssatz „um auf diese Weise weiterhin das Pflegegeld für die Pflegestufe III zu erhalten. §…StGB ist kein Vermögensdelikt, insofern verbietet sich der Hinweis auf einen Vermögensvorteil im konkreten Anklagesatz.
8. Fehlender innerer und äußerer Tatbestand
Der konkrete Anklagesatz ist völlig unzureichend.
Anklageschrift
§ 200 StPO verlangt, dass jedes gesetzliche Merkmal des äußeren und inneren Tatbestandes mit dem entsprechenden äußeren und inneren Vorgang oder Zustand belegt wird.
Strafbefehl
Gemäß § 409 Abs. 1 StPO hätte jedes gesetzliche Merkmal des äußeren und inneren Tatbestands wie bei der Anklageschrift nach § 200 Abs.1 StPO mit dem entsprechenden äußeren und inneren Vorgang oder Zustand belegt werden müssen.

Der Strafbefehl hat sämtliche Merkmale des äußeren und inneren Tatbestandes zu bezeichnen und durch Tatsachen zu belegen 
(bsp. Diebstahl: Zeugen?, Fingerabdrücke?, gefundene Beute?)
sollte der Verfolgungswille der Staatsanwaltschaft nicht das Ergebnis von zweifel-
haften Auslegungsversuchen sein
Zum subjektiven Tatbestand macht der Strafbefehl überhaupt keine Angaben. Er kommt damit in den Anwendungsbereich der Irrtumsvorschriften, §§ 16, 17 StGB

Bei allen Tatmodalitäten lässt sich nicht allein auf den objektiven Tatbestand abstellen…so dass zumindest Festellungen zum subjektiven Tatbestand getroffen werden müssen. Die Erwähnung der subjektiven Merkmale bleibt hingegen völlig unzureichend. Es wird überhaupt nicht dargelegt, dass…

· gleichermaßen wird nicht dargelegt, dass…
· Auch zu dem…
wird dementsprechend nichts ausgeführt.
· Ähnlich verhält es sich bei…
· Hier fehlen sämtliche Ausführungen zum Vorsatz und zu…
· Auch wird nicht dargestellt, wer…
9. Alternativtatbestände
Enthält ein Tatbestand mehrere Alternativen oder Modalitäten, so dürfen nur die dem Angeklagten zur Last gelegten angeben werden; die Informationsfunktion würde verfehlt, wenn sämtliche Tatbestandsmodalitäten angegeben werden. So liegt die Situation hier. Es muss konkret zwischen…
und…

unterschieden werden, da die Begriffe nicht miteinander gleich zu setzen sind.
§§: 211 / 224, 226, 243 / 250, 258, 259 / 263 Abs. 3, 266 StGB
10. Information erst im wesentlichen Ergebnis der Ermittlungen
(= Verletzung der Informationsfunktion)

Die notwendigen Einzelheiten zu…
enthielt erst das wesentliche Ergebnis der Ermittlungen. Dieses ist aber gerade nicht nach § 243, Abs. 3, Satz 1 StPO zu verlesen. Nach dem Urteil BGH 2 StR 174/05 vom 28.04.2006 kann die Verlesung  eines Anklagesatzes in der Hauptverhandlung, in dem die Tat nicht hinreichend konkretisiert ist, sondern die Konkretisierung eines Rückgriffs auf das wesentliche Ergebnis der Ermittlungen bedarf, § 243, Abs. 3, Satz 1 StPO verletzen.

Die danach erforderliche hinreichende Konkretisierung der Tat muss sich grund-sätzlich schon aus dem Anklagesatz ergeben, um der Informationsfunktion der Anklage gerecht zu werden. Der Zweck der Verlesung des Anklagesatzes (§ 243, Abs. 3 Satz 1 StPO) geht dahin, diejenigen Richter – insbesondere die Schöffen –, denen der Inhalt der Anklage noch nicht bekannt ist, sowie die Öffentlichkeit darüber

zu unterrichten, auf welchen historischen Vorgang sich das Verfahren bezieht, und ihnen zu ermöglichen, während der ganzen Verhandlung ihr Augenmerk auf die Umstände zu richten, auf die es in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht ankommt.

Den Prozessbeteiligten soll Gewissheit darüber vermittelt werden, auf welche Tat sie ihr Angriffs- und Verteidigungsvorbringen einzurichten haben (vgl. BGHR StPO § 243 Abs. 3 Anklagesatz 2; BGH NJW 1982, 1057; Tolksdorf aaO § 243 Rdn. 23; Gollwitzer in Löwe/Rosenberg StPO 25. Aufl. § 243 Rdn. 50 m.w.N.).

Diesen Anforderungen genügte der Anklagesatz nicht.
11. Unvollständiges/ fehlendes wesentliches Ergebnis der Ermittlungen 
(= Verletzung der Informationsfunktion)

Es fehlt an den gesetzlichen Voraussetzungen des § 200, Abs. 2, Satz 1 StPO, weil die zwingend vorgeschriebene Wiedergabe des wesentlichen Ergebnisses der Ermittlungen fehlt. Das gesondert darzustellende Ermittlungsergebnis ist grund-sätzlich auch dann erforderlich, wenn die Sach- und Rechtslage einfach erscheint. 
Seine zentrale Bedeutung liegt in der Informationsaufgabe der Anklageschrift. Die Anklage dokumentiert nämlich den Verfolgungs- und Anklagewillen der Staatsanwalt-schaft. Ihre wichtigste Aufgabe besteht darin, durch Beschreibung der zur Aburteil-ung gestellten Tat den Prozessgegenstand des gerichtlichen Verfahrens festzulegen (Umgrenzungsfunktion). 
Darüber hinaus vermittelt die Anklage den Verfahrensbeteiligten die für die Durchführung der Hauptverhandlung belangvollen Informationen (Informationsfunktion). 
Während Mängel bei der Konkretisierung der angeklagten Taten wegen der davon ausgehenden Unklarheit über den Prozessgegenstand naturgemäß stets zur Unwirksamkeit der Anklage und eines auf dieser basierenden Eröffnungsbeschlusses führen müssen, können schlichte Informationsdefizite diese Rechtsfolge allein schon deshalb nicht automatisch auslösen, weil sie im weiteren Verlauf des Verfahrens durch vielfältige Hinweise geheilt werden können (vgl. BGHST 40, 44, 45) und überdies von unterschiedlicher Relevanz sein können.

In dem hier zur Entscheidung anstehenden Fall liegt zwar, wie bereits oben erwähnt,

ein Mangel der Anklage im Hinblick auf die Umgrenzungsfunktion nicht vor. Der

Mangel im Hinblick auf die Informationsfunktion der Anklage wurde indes nicht durch

Hinweise entsprechend § 265 Abs. 1 StPO geheilt und betrifft auch keinen nur unwesentlichen Punkt. Im Rahmen der Informationsfunktion soll die Anklage nämlich den Angeklagten in gedrängter Form über den Sachstand, die Beweislage und alle anderen für die Entscheidung relevanten, nach Abschluss des Ermittlungsverfahrens erkennbaren Umstände unterrichten, damit der Angeklagte sich in seiner Verteidigung angemessen und sachgerecht einrichten kann. 
Zwar müssen die im Anklagesatz enthaltenen Angaben zum Tatgeschehen, sofern sie umfassend vollständig und verständlich sind, nicht wiederholt werden. Indessen müssen die das Tatgeschehen begleitenden Umstände dargestellt werden, sofern sie zum besseren Verständnis der Tatzusammenhänge notwendig sind. Zudem ist besonderer Wert auf die Darlegung und Bewertung der Beweisgründe zu legen, insbesondere dann, wenn der Angeklagte, wie hier auch, sich gerade nicht geständig einlässt. 
Erst durch die Kenntnis der Beweisgründe, die dem Angeklagten die Möglichkeit zu einer realistischen Einschätzung der Beweislage und einer präzisen Plausibilitätsprüfung vermittelt, durch welche Umstände die Staatsanwaltschaft seine Überführung erreichen will, wird der Angeklagte nämlich in die Lage versetzt, sich sachgerecht zu verteidigen (vgl. OLG Düsseldorf in NStZ–RR 1997, 109 m. w. N.).


Neben Ausführungen zum Vorliegen gesetzlich benannter Strafschärfungs- oder Strafmilderungsgründe gehört in das wesentliche Ergebnis der Ermittlungen alles, was nach Meinung der Staatsanwaltschaft in Bezug auf die Festsetzung der Rechtsfolgen in der Anklageschrift erörtert werden soll. Nach RiStBV 110 Abs. 2 Buchstabe g sollen insbesondere alle Umstände angegeben werden, die für die Strafzumessung, die Strafaussetzung zur Bewährung, die Verwarnung mit Strafvor-behalt, das Absehen von Strafe, Nebenstrafen und Nebenfolgen von Bedeutung sein können; ggf. können auch strafzumessungsrelevante frühere Taten aufgeführt werden (vgl. BGH StV 1994, 423; NStZ RR 1997, 130). 
Bei Hinweis der StA auf BGH-Urteil wg wesentl. Ergebnis der Ermittl.
Soweit die Staatsanwaltschaft unter Hinweis auf das Urteil des Bundesgerichtshofes vom 25. Januar 1995 zum Az. 3 StR 448/94, veröffentlicht in NStZ 1995, 297, meint, ein unbehebbares Verfahrenshindernis läge nicht vor, liegt der hier zur Entscheidung anstehende Fall anders; die Entscheidung des BGH kann deshalb nicht präjudizierend sein. Es geht nämlich nicht, wie in dem durch den BGH zu entscheidenden Fall, um eine wie auch immer geartete Unvollständigkeit des wesentlichen Ergebnisses der Ermittlungen; vielmehr fehlt in dem zur Entscheidung hier anstehenden Fall die Wiedergabe des wesentlichen Ermittlungsergebnisses völlig.
Zwar kann ein Sachverhalt derart einfach und klar sein, dass sich das Erfordernis einer Darstellung der Beweissituation, einer Beweiswürdigung und anschließenden

Subsumtion im Einzelfall auf ein Minimum beschränkt, weil unter sachgerechter

und zweckmäßiger Berücksichtigung prozessökonomischer Gesichtspunkte keine überspannten und nur an formaljuristischen Belangen orientierten Anforderungen an die auch an praktischen Notwendigkeiten auszurichtende Anklageverfassung gestellt werden sollen. Insbesondere dann, wenn der Angeklagte im vollen Umfang geständig ist und daher kein den Grundsatz des rechtlichen Gehörs gewähr-leistender Zwang zur Wiedergabe des wesentlichen Ermittlungsergebnisses bestehen kann, reduziert sich die Informationsfunktion der Anklageschrift auf Null. 

Im vorliegenden Fall liegt eine derartige Konstellation aber nicht vor. Nach dem bisherigen Ermittlungsstand ist die Beweislage gerade nicht eindeutig. So vermochte lediglich der Geschädigte eine mäßig detaillierte Personenbeschreibung der Täter abzugeben.
Zwar wurden der Angeklagte nach Lage der Akten vom Geschädigten im Kranken- haus spontan wiedererkannt, indes darf im Rahmen der vorzunehmenden Beweis- würdigung ein möglicher Suggestionseffekt nicht außer Betracht bleiben. Aus

welchen Gründen die Staatsanwaltschaft dennoch davon ausgeht, dass der Angeklagte der ihm vorgeworfenen Taten hinreichend verdächtig ist, ist gerade auch vor dem Hintergrund der sachgerechten Verteidigung mitzuteilen. 

Zwar hätte dieser Mangel des fehlenden Ermittlungsergebnisses noch in den Gründen des Übernahmebeschlusses geheilt werden können. Gerade dies ist hier aber nicht erfolgt. Weder findet sich darin eine vorläufige Beweiswürdigung, noch ist daraus zu erkennen, aus welchen konkreten Gründen bei vorläufiger Tatbewertung die Wahrscheinlichkeit der späteren Verurteilung besteht. 

Das OLG Düsseldorf vertritt die Auffassung, dass eine vor dem Landgericht erhobene Anklage ohne wesentliches Ergebnis der Ermittlungen unwirksam ist (vgl. auch OLG Schleswig StV 1995, 455, 456).

fehlendes wesentliches Ergebnis der Ermittlungen = Verstoß gg Art. 103 Abs.1 GG (Anspruch auf rechtliches Gehör) = Revisionsgrund
12. Geschätze Schadenshöhe bei Vermögensdelikten

(= Verletzung der Informationsfunktion)

Beruhen die Angaben zur Schadenshöhe auf Schätzungen der StA, kann die Anklageschrift angegriffen werden, wenn die vom BGH vorgegebenen Kriterien nicht eingehalten sind. Insbesondere ist zu klären, ob durch genauere Ermittlungen exaktere Angaben zu erzielen sind.
In der Anklageschrift muss die Schadenshöhe möglichst exakt angegeben werden, um der Informationsfunktion nachzukommen (BGH 1 StR 296/12 v. 08.08.2012).
13. Fehlerhafte Informationsfunktion
Gegenüber dem Angeklagten wird durch die Mitteilung einer inhaltlich hinreichend bestimmten Anklageschrift der Grundsatz des rechtlichen Gehörs gewahrt (Art. 103 Abs. 1 GG). In Art. 6 Abs. 3a der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 04.11.1950 (BGBI. 1952 II., 685) ist u.a. bestimmt: „jeder Angekl. hat …folgende Rechte:
a) unverzüglich in einer für ihn verständlichen Sprache in allen Einzelheiten über die Art und den Grund der gegen ihn erhobenen Beschuldigung in Kenntnis gesetzt zu werden.

Die MRK ist nach der Bekanntmachung v. 15.12.1953 (BGBI. 1954 II., 14) für die Bundesrepublik am 03.09.1953 in Kraft getreten. Bei der Auslegung der bestehenden Gesetze sind die Wertentscheidungen der MRK stets zu berücksichtigen (BverfGE 74, 358, 370). Insbesondere ist deshalb Art. 6 Abs. 3a MRK bei der Auslegung von § 200 Abs. 1 StPO mit heranzuziehen.

Die Anklageschrift vom…

ist nicht geeignet, den Angeklagten über den wesentlichen Inhalt des gegen ihn erhobenen Vorwurfs hinreichend zu informieren. Aus der Anklageschrift geht insbesondere nicht hervor, in welchem Umfang die StA dem Angeklagten …
zur Last legt.

Auch das wesentliche Ergebnis der Ermittlungen enthält keine Angaben über den tatsächlichen… 
Im wesentlichen Ergebnis der Ermittlungen wird lediglich darauf hingewiesen, dass… 

Die Anklageschrift hat den Angeklagten darüber zu informieren, welcher Tatvorwurf gegen ihn nach Abschluss des Ermittlungsverfahrens nun gegen ihn konkret durch die StA erhoben wird. Der Angeklagte soll dadurch in die Lage versetzt werden, seine sachgerechte Verteidigung zu planen und die dafür notwendigen Maßnahmen zu ergreifen.

Hierfür ist erforderlich, dass der Angeklagte über den erhobenen Tatvorwurf so konkret informiert wird, dass er einschätzen kann, ob er unter Umständen der Hilfe eines Verteidigers bedarf oder ob aus seiner Sicht noch weitere Beweiserhebungen notwendig sind (§ 201 Abs.1 StPO).

· Die Angaben des Angeklagten im Ermittlungsverfahren führen zu keiner veränderten Betrachtung. 
· Aufgrund der Anklageschrift ist es für den Angeklagten nicht möglich, zu erkennen, ob einzelne Tatvorwürfe fallengelassen wurden, bzw. das Verfahren dahingehend eingestellt wurde. 
· Die Anklageschrift lässt nicht hinreichend deutlich erkennen, welcher Lebenssachverhalt im Hauptverfahren angeklagt werden soll.


Der Fehler in der Informationsfunktion führt zur Unwirksamkeit der Anklage. Die Unwirksamkeit der Anklage ist ein Prozesshindernis, da nicht deutlich wird, welchen Gegenstand das Gericht zu untersuchen hat. Der Angeschuldigte muss schon vor der Eröffnungsentscheidung Gelegenheit erhalten, umfassend informiert zu werden, um eventuell Gründe darlegen zu können, warum das Hauptverfahren nicht eröffnet werden darf.
Das Landgericht Dresden (Az: 3 Qs 116/95 . Beschl. v. 20.12.1995 – NStZ-RR 1996, 208) hat entschieden, dass ein wesentlicher Mangel der Anklageschrift vorliegt, wenn der Angeklagte nicht so informiert ist, dass er in die Lage versetzt wird, eine sachgerechte Verteidigung zu planen und die dafür erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Das LG Dresden stützt seine Auffassung auf eine sachgerechte Auslegung von § 200, Abs. 1 StPO im Lichte des Art. 6 Abs. 3a MRK.

Da die Informationsfunktion und die Umgrenzungsfunktion der Anklageschrift gleichwertige Bedeutung haben (Rieß – LR, a.a.O.; § 200 Rd. 4), sind Mängel im Bereich der Informationsfunktion wesentliche Mängel der Anklageschrift, so dass 
a) die Eröffnung des Hauptverfahrens abzulehnen ist.
b) der Mangel der Anklageschrift zu einer Einstellung des Verfahrens führt. 
Bei Beschwerdeeinlegung der StA gg die fehlerhafte Informationsfunktion
Der ergänzende Sachvortrag der StA in der Beschwerdebegründung vom…
rechtfertigt keine abweichende rechtliche Beurteilung. Die darin enthaltenen Informationen können den wesentlichen Informationsmangel der Anklageschrift vom… 
nicht heilen. Das Beschwerdevorbringen der StA ist deshalb nicht geeignet, das Informationsdefizit des Angeklagten insofern zu beseitigen und ihn insbesondere in die Lage zu versetzen, sich über die Erforderlichkeit der Einschaltung eines Verteidigers Klarheit zu verschaffen. Aus den angeführten Gründen ist die sofortige Beschwerde der StA als unbegründet zurückzuweisen.

14. Fehlerhafte Umgrenzungsfunktion/ mangelnde Konkretisierung/ fehlende Individualisierung
Die Anklageschrift enthält erhebliche Mängeln im Hinblick auf deren Umgrenzungs-funktion. 
In der Anklageschrift vom…

wird dem Angeklagten in unterschiedlicher Form pauschal zur Last gelegt, dass…
Weder dem Anklagesatz noch dem wesentlichen Ergebnis der Ermittlungen kann jedoch hinreichend konkret entnommen werden, wann, wie und an welchem Ort die entsprechende Tathandlung begangen worden sein soll.
Mithin fehlt im Anklagesatz sowie im wesentlichen Ergebnis der Ermittlungen eine ausreichende Darstellung des zwingend hierzu erforderlichen

Vorsatzes.

Auch zur Kausalität der (vermeintlichen) …Handlung fehlt eine konkrete Sachverhaltsdarstellung.
Es handelt sich insoweit um die unzulässige Erhebung eines globalen Vorwurfs, der das Tatgeschehen nur abstrakt und generalisierend bezeichnet. Von der Darstellung des wesentlichen Ergebnisses der Ermittlungen, das gegebenenfalls zur Ergänzung hätte herangezogen werden können (vgl. LR-Stuckenberg aaO Rn. 81 mwN), hat die Staatsanwaltschaft nach § 200 Abs. 2 Satz 2 StPO abgesehen.

Der Tatbegriff des § 200 Abs. 1 Satz 1 StPO entspricht demjenigen des § 264, Abs. 1 StPO. Er umfasst daher alle individualisierenden Merkmale der vorgeworfenen Tat, die erforderlich sind, um diese zur Erfüllung der Umgrenzungsfunktion der Anklage von anderen Lebenssachverhalten abzugrenzen. 
Dabei lässt die Rechtsprechung zwar eine Herabsetzung der Anforderungen an die Individualisierung zu, wenn anders die Verfolgung und Aburteilung strafwürdiger Taten nicht möglich wäre. Dies ist jedoch als Ausnahme auf Fälle beschränkt worden, in denen typischerweise bei einer Serie gleichartiger Handlungen einzelne Taten etwa wegen Zeitablaufs oder wegen Besonderheiten in der Beweislage nicht mehr genau voneinander unterschieden werden können (vgl. BGH, Beschluss des Großen Senats für Strafsachen vom 12. Januar – GSSt 1/10).
Eine Einschränkung der Anforderungen an die Konkretisierung der Einzeltaten

kommt nur in Betracht, wenn andernfalls die Verfolgung und Aburteilung

strafwürdiger Taten nicht möglich wäre. Diese Ausnahme ist auf Fälle beschränkt, in denen typischerweise bei einer Serie gleichartiger Handlungen einzelne Taten etwa wegen des Zeitablaufs oder der Besonderheiten in der Beweislage nicht mehr genau von einander unterschieden werden können (vgl. BGH NStZ 1999, 42; BGHSt 40, 44, 46).

Auf dieser Grundlage sind vorliegend die dem Angeklagten zur Last gelegten Taten durch die Angabe des Zeitraums, in dem…
unternommen haben soll, und das dabei….

(noch) ausreichend konkretisiert. Jedoch ist – da weitere die Taten kennzeichnende Merkmale nicht angegeben werden – die Bezeichnung des …
unerlässlich, um die Taten ausreichend zu individualisieren.


Nur… 

sind dem Angeklagten zur Last gelegt, zumal sonstige die Tatvorwürfe kennzeichnende Merkmale auch im wesentlichen Ergebnis der Ermittlungen nicht erwähnt sind. Die…

, auf den das wesentlichen Ergebnis der Ermittlungen ebenfalls keine Hinweise enthält, sind dagegen von der Anklage nicht erfasst. Sie dürfen daher vom Gericht nicht abgeurteilt werden.
Die von Amts wegen gebotene Prüfung der Verfahrensvoraussetzungen müsste ergeben, dass ein Prozesshindernis besteht. Die Anklage ist wegen inhaltlicher Mängel unwirksam, weil sie das dem Angeklagten vorgeworfene Tatgeschehen nicht hinreichend umgrenzt.
Die Anklage stellt, wie die Bestimmungen der §§ 151, 155 Abs. 1, 264 Abs. 1 StPO zeigen, die Grundlage und unabdingbare Voraussetzung für das gerichtliche Verfahren insgesamt dar (vgl. BGHSt 46, 130, 137). Ihr Inhalt bestimmt zusammen mit dem Eröffnungsbeschluss den Gegenstand der Hauptverhandlung. Aus ihr muss der Angeklagte zum Zwecke seiner Verteidigung zweifelsfrei entnehmen können, innerhalb welcher tatsächlichen Grenzen sich die Hauptverhandlung und die Urteilsfindung zu bewegen haben (vgl. BGH aaO, 134; Senat, Beschluss vom 23. März 2005 - [4]1 Ss 356/03 [189/03] -). 
Insoweit hat die Anklage im Rahmen ihrer Umgrenzungsfunktion die dem Angeklagten zur Last gelegte Tat sowie die Zeit und den Ort ihrer Begehung so genau zu bezeichnen, dass die Identität des historischen Vorgangs klargestellt und erkennbar wird, welche bestimmte Tat gemeint ist; sie muss sich von anderen gleichartigen strafbaren Handlungen desselben Täters unterscheiden lassen. Hierbei muss die konkrete Tat durch bestimmte Tatumstände so genau gekennzeichnet werden, dass keine Unklarheit darüber möglich ist, welche Handlungen dem Angeklagten zur Last gelegt werden. Fehlt es hieran, so ist die Anklage unwirksam (vgl. BGH NStZ-RR 2014, 151; BGHSt 40, 44, 45 = NJW

1994, 2556, jeweils mwN). 
Wann diese Voraussetzungen erfüllt sind, ist nicht allgemeingültig bestimmbar, sondern hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. Die Schilderung muss umso konkreter sein, je größer die Möglichkeit ist, dass der Angeklagte verwechselbar weitere Straftaten begangen hat (vgl. BGH NStZ 2006, 649, 650, mwN). Diese Grundsätze gelten insbesondere auch bei sich aus einer Vielzahl einzelner Handlungen zusammensetzenden Serienstraftaten, bei denen jede Einzeltat unverwechselbar zu kennzeichnen ist (vgl. BGH aaO; LR-Stuckenberg, StPO 26. 132Aufl., § 200 Rn. 22; jeweils mwN). Dies gilt in gleicher Weise für die Teilakte einer Tat im Rahmen einer natürlichen Handlungseinheit (vgl. OLG Karlsruhe StV 2005, 598 mwN; LR-Stuckenberg aaO).
Den dargelegten Anforderungen an die Umgrenzungsfunktion wird die Anklageschrift vom…

nicht gerecht.
15. Mindest- statt Höchstanzahl bei Serienstraftaten 
(= Verletzung der Umgrenzungsfunktion)

Die Anklage führt nicht die Höchstzahl der nach dem Anklagevorwurf innerhalb dieses Rahmens begangenen Taten auf, sondern legt die Mindestanzahl zur Last.

Bei einem derartigen Anklagesatz ist die Umgrenzungsfunktion nicht gewahrt. Die Anklage ist damit unwirksam, denn in ihr ist die Anzahl der vorgeworfenen Taten als eine Höchstzahl darzustellen, weil es vor allem darum geht, den Gegenstand des Verfahrens nach oben hin abzugrenzen.
Die angeklagten Taten sind vorliegend nicht hinreichend genug von möglicherweise ähnlichen Taten abgrenzbar. Dementsprechend leidet die Anklage an einem Mangel in der Umgrenzungsfunktion. Dieser Mangel führt dazu, dass der Angeklagte sich nicht ordnungsgemäß gegen die Anklage verteidigen kann, da nicht eindeutig ist, welche Taten von der Anklageschrift umfasst sein sollen. Wird eine solchermaßen unzulängliche Anklageschrift zur Grundlage eines Eröffnungsbeschlusses, schlägt die Unwirksamkeit der Anklage auf den Eröffnungsbeschluss durch. Auch dieser ist unwirksam.
16. Mangelnde Konkretisierung bei Serienstraftaten 
(= Verletzung der Umgrenzungsfunktion)

zu großer Tatzeitraum 
„im Zeitraum vom… und einer unbestimmten Zeit davor“
Die für die Taten in Frage kommende Zeitspanne ist zu weit. Es genügt nicht, den Tatzeitraum nach Beginn und Ende einzugrenzen, die in allen Fällen gleichartige Begehungsweise allgemein zu schildern und dabei den herbeigeführten Gesamtschaden zu beziffern.

Wenn es sich um eine Serie von Straftaten gleicher Art handelt, müssen die einzelnen Taten nach konkreten Tatbildern beschrieben werden, weil sie sich von anderen gleichartigen strafbaren Handlungen desselben Täters unterscheiden lassen müssen (Meyer-Goßner, StPO § 200 Rd. 7,9). 

Die Taten müssen so konkret beschrieben sein, dass die Identität des historischen Vorgangs klargestellt und erkennbar wird, welche Tat genau gemeint ist. Es muss praktisch unverwechselbar feststehen, welcher Sachverhalt Gegenstand des Verfahrens sein soll, wobei die Schilderung umso konkreter sein muss, je größer die allgemeine Möglichkeit besteht, dass der Angeklagte verwechselbare weitere Straftaten gleicher Art verübt hat (OLG Oldenburg StV 2010, 511; Meyer-Goßner, StPO § 200 Rd. 7). 

Dazu hat die Anklageschrift die dem Angeklagten zur Last gelegte Tat sowie Zeit

und Ort ihrer Begehung so genau zu bezeichnen, dass die Identität des historischen

Vorgangs klargestellt und erkennbar ist, welche bestimmte Tat gemeint ist und wodurch sie sich von anderen, gleichartigen strafbaren Handlungen desselben

Täters unterscheidet (BGH NStZ 1994, 350).
Es darf für den Angeklagten nicht unklar bleiben, über welchen Sachverhalt das Gericht nach dem Willen der Staatsanwaltschaft urteilen soll (vgl. BGH NStZ 1999, 553), damit der Umfang der Rechtskraft eines daraufhin ergehenden Urteils nicht zweifelhaft ist (vgl. BGH NStZ 1994, 553) und die Verteidigungsmöglichkeiten des Angeklagten nicht in unzulässiger Weise eingeschränkt werden.
Bei Serienstraftaten sind die Einzeltaten dergestalt zu präzisieren, dass dem Angeklagten deutlich gemacht wird, gegen welche Einzelheiten er sich verteidigen muss, wobei an die Präzisierung der Einzeltaten keine übertriebenen Anforderungen gestellt werden dürfen. So kann es bei einer Vielzahl gleichartiger Taten unter Umständen ausreichen, den Geschädigten, die Grundzüge der Tatbegehung und den Tatzeitraum mitzuteilen (vgl. BGH NStZ 1996, 294 m.w.N.). 
Auch bei Serienstraftaten muss jedoch beachtet werden, dass der Angeklagte nicht durch lediglich vage, unbestimmte Tatvorwürfe in seinen Verteidigungsmöglichkeiten unangemessen eingeschränkt wird. 

Den vorgenannten Anforderungen genügt die Anklageschrift nicht. Denn der darin

enthaltene Vorwurf, der Angeklagte habe "in einer Vielzahl von Einzelhandlungen,

mindestens jedoch in…(Anzahl)…Fällen…
ist zu unbestimmt, um die einzelnen Taten zu individualisieren. Vielmehr verzichtet die Anklageschrift gänzlich auf die Mitteilung konkretisierender Umstände.

Ein Schuldspruch wegen Taten, die weder nach Ort, Zeit oder sonstigen Zeitumständen näher bestimmt und auch hinsichtlich des Tathergangs nur sehr vage beschrieben sind, ist – namentlich, wenn der Angeklagte die Vorwürfe bestreitet – mit rechtsstaatlichen Grundsätzen nicht zu vereinbaren.

17. Mangelnde Konkretisierung bei sonstigen Delikten

bei Fahrlässigskeitdelikten: Pflichtwidrigkeit; Vorhersehbarkeit, Vermeidbarkeit?
bei Strafvereitelung: Vortat?
bei Vollrausch: Rauschtat?
bei unechten Unterlassungsdelikten: Garantenstellung
Hier hätte die Staatsanwaltschaft genau darlegen müssen, ob und worin eine Garantenstellung des Angeklagten bestand. Für eine etwaige Stellung als sogenannter Beschützergarant ist es insofern erforderlich, dass ihm Obhutspflichten für ein bestimmtes Rechtsgut obliegen und er dieses gegen bestimmte Gefahren oder Beeinträchtigungen zu schützen hat (Fischer § 13 StGB Rd. 9). 
Zu solchen Pflichten und der sich daraus ergebenden Verantwortlichkeit ist in der Anklageschrift nichts vorgetragen. Dies ist auch relevant für die Darlegung, dass das Unterlassen der Verwirklichung des Tatbestandes durch ein aktives Tun entspricht. Bei den Erfolgsdelikten wird diese Gleichwertigkeit schon durch die Garantenstellung begründet (Fischer § 13 StGB Rd. 47). 
Das Vorliegen eben dieser ist aber hier gerade nicht ausreichend dargestellt in der Anklageschrift. § 13 StGB verlangt zudem subjektiv, dass der Angeklagte auch im Bewusstsein dieser konkreten Eigenschaft untätig blieb, hier also die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen nicht bedachte.

Abschlussklausel
Die von Amts wegen vorzunehmende Prüfung der allgemeinen Verfahrensvoraus-setzungen (vgl. Meyer-Goßner, StPO, 50. Auflage, Einl. Rdnr. 150 und § 337 Rdnr.

6) muss ergeben, dass der Eröffnungsbeschluss des Amtsgerichts…
 vom… 

in Verbindung mit der Anklageschrift der Staatsanwaltschaft…
vom…

mit durchgreifenden Mängeln behaftet ist. 

Eine fehlerhafte Anklageschrift führt zu einem fehlerhaften Eröffnungsbeschluss. Da das Gericht die Anklageschrift unverändet zur Hauptverhandlung zugelassen hat, ist der Eröffnungsbeschluss rechtswidrig (vgl. BGH GA 1973, 111), so dass im Hauptverfahren nur eine Einstellung gem. § 260 Abs. 3 StPO in Betracht kommt, da ein Verfahrenshindernis besteht.
Der Anklagesatz ist in diesem Zusammenhang als Spiegelbild der im Urteil zu treffenden Tatsachenfeststellungen zu sehen. Eine Anklageschrift, die gegen diese Bestimmungen verstößt, darf das Gericht nicht zur Hauptverhandlung zulassen (Meyer-Goßner StPO § 200, Rd. 8), denn die aufgezeigten gravierenden Mangel führen zur Unwirksamkeit der Anklageschrift und des Eröffnungsbeschlusses (vgl. Meyer-Goßner, a.a.O. Rdnr. 26 m. w. N.).

Eine Anklageschrift, die diesen Anforderungen nicht genügt, darf nicht verlesen werden.


Aus oben genannten Gründen leidet die Anklageschrift an so erheblichen Fehlern, dass sie den gesetzlichen Mindestanforderungen von § 200 Abs. 1 StPO nicht entspricht. Aufgrund des Verstoßes gegen diese Vorschrift fehlt es an einer Prozessvoraussetzung, so dass das Verfahren durch Urteil gem. § 260 Abs. 3 StPO einzustellen ist.

Strafbefehlsverfahren

Der Strafbefehl der Staatsanwaltschaft ist eine besondere Form der Erhebung der öffentlichen Klage, daher müssen die gleichen Voraussetzungen wie für die Einreichung einer Anklageschrift vorliegen. Die Tat und ihre gesetzlichen Merkmale sind bereits im Strafbefehlsantrag ebenso darzustellen wie im Anklagesatz.

Der Strafbefehl entspricht nicht den Konkretisierungsanforderungen des § 409, Abs. 1 StPO. Nach dieser Vorschrift müssen die Tat und ihre gesetzliche Merkmale ebenso dargestellt werden, wie im Anklagesatz nach § 200, Abs. 1 StPO, den er ersetzt (Meyer-Goßner, StPO § 409 Rd. 4). Nach dem Einspruch gegen den Strafbefehl muss sich aus ihm der verlesbare Anklagesatz ergeben.
Gem. § 200 StPO muss die Anklageschrift die Gesetze nennen, gegen die der Angeklagte verstoßen haben soll. Diesen Anforderungen genügt der Strafbefehl nicht.
Das bedeutet, dass der konkrete Anklagesatz sowohl in einer Anklageschrift als auch in einem Strafbefehl die dem Angeklagten zur Last gelegte Tat sowie Ort und Zeit ihrer Begehung mitteilen muss (Meyer-Goßner, StPO § 409 Rd. 4; § 200 Rd. 7).

Der Strafbefehl lässt hingegen nicht erkennen, gegen welche Norm…
verstoßen haben soll.

Ebenso wie die Anklageschrift hat der Strafbefehl den Zweck, den Angeklagten darüber zu informieren, gegen welches strafrechtlich relevantes Verhalten er sich zu verteidigen hat. Wenn die Anklageschrift dieser Informationsfunktion nicht nachkommt, ist sie fehlerhaft. 
Zwar berührt das Fehlen der gesetzlichen Norm lediglich die Informationspflicht des Strafbefehls und wäre damit grundsätzlich heilbar. Dies erfordert aber einen rechtlichen Hinweis gem. § 265 Abs. 1 StPO, der nicht erteilt worden ist. 

Ich beantrage zu meinem Antrag einen Gerichtsbeschluss gem. § 238 Abs. 2 StPO und gem. § 35 Abs. 1 Satz 2 StPO die Aushändigung einer Kopie davon.
__________________________________

(Angeklagter)

